Zustellung des Beschlusses der Lokalen Kommission für Energie betreffend die garantierte minimale Lieferung

 (Musterbeschluss, der durch Ihr ÖSHZ in Funktion Ihrer Praktiken und Dossiers angepasst werden muss)

An Frau, Herrn 


In Ihrer Versammlung vom …… / …… / ………… im ÖSHZ von ……………………………….. hat die Lokale Kommission für Energie beschlossen (Unzutreffendes streichen):

· Die garantierte minimale Lieferung zu desaktivieren, ab dem …… / …… / ………

· Die garantierte minimale Lieferung aufrecht zu erhalten. Wir erinnern Sie daran, dass diese Lieferung weiterhin zu Ihren Lasten geht.
· Sie am ...... / ...... / ......... wiederzusehen, um über Ihre Situation zu befinden.
· Ihnen einen Zahlungsplan zu gewähren, dessen Modalitäten im beigefügten Bericht präzisiert sind.
Das ÖSHZ steht Ihnen für jegliche zusätzlichen Auskünfte zur Verfügung.

Getätigt zu 


Unterschrift des Präsidenten der LKE 
Einspruchsrecht gegen einen Beschluss der Lokalen Kommission für Energie
Dekret vom 11. April 2014 zur Abänderung des Dekrets vom 12. April 2001 bezüglich der Organisation des regionalen Elektrizitätsmarkts

Artikel 41. Artikel 33ter desselben Dekrets, eingefügt durch das Dekret vom 17. Juli 2008, wird wie folgt abgeändert:

 (…) 

11° Artikel 33ter wird mit um einen Paragraphen 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt: 
§ 6. Die Beschlüsse der Lokalen Kommissionen für Energie können Gegenstand einer Beschwerde vor dem Friedensrichter des Anschlussortes des betreffenden Kunden sein. 
Sie können eine Beschwerde beim Friedensrichter Ihres Anschlussortes einreichen.
� Der Interessierte bestätigt, den Zweck der Verarbeitung der mitgeteilten Daten verstanden zu haben und gibt sein Einverständnis in Bezug auf die Verwendung derselben durch die Mitglieder der Lokalen Kommission für Energie und zwar ausschließlich im Rahmen dieses Zwecks. Gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr haben Sie jederzeit das Recht, die Verarbeitung zu verweigern und die Veränderung oder die Löschung ihrer personenbezogenen Daten zu beantragen.





